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Mut zum Optimismus

Der Jahreswechsel ist eine Zeit des 
Wandels und der Möglichkeiten. Ver­
änderungen, neue Gewohnheiten oder das 
Einnehmen neuer Perspektiven nehmen 
wir uns vermehrt zu dieser Zeit vor. Ich 
möchte Sie deshalb dazu ermutigen, einen 
optimistischen Blick auf die Herausfor­
derungen in der Justiz zu werfen. Wenn­
gleich sich die Anforderungen an den Beruf 
des Richters und der Richterin stetig verän­
dern, so ist doch auch Positives und nicht 
nur eine steigende Arbeitsbelastung zu 
beobachten.

Im Projekt „Aufgabenkritik“ wird daran 
gearbeitet, die Entscheidungsorgane von 
Aufgaben zu entlasten, die mehrheit­
lich nicht zur richterlichen Kerntätigkeit 
gezählt werden, wie etwa das Ausfül­
len von Zustellformularen oder die Ter­
minkoordination mit Dolmetscher:innen 
oder Sachverständigen. Pilotprojekte zur 
Schaffung neuer Berufsbilder, die uns bei 
der Arbeit unterstützen sollen, wie – im 
Kanzleibereich – Verfahrensmanager:in­
nen, oder auch juristische Mitarbeiter:in­
nen, wo es diese noch nicht gibt, sind im 
Gange.

Im jüngsten Budget ist neben zusätzlichen 
richterlichen Planstellen insbesondere 
auch eine Erhöhung der festen Gebühren 
des Gebührenanspruchsgesetzes berück­
sichtigt. Mit 1.1.2024 trat die Zuschlags­
verordnung (BGBl II 430/2023) in Kraft, 
durch die – mit wenigen Ausnahmen – die 
festen Gebühren um 45% angehoben 
werden. Der österreichweite Mangel an 
tatsächlich zur Erstellung von Gutachten 
bereiten medizinischen Sachverständigen, 
vor allem in jenen Bereichen, in denen nur 
nach Tarif verzeichnet werden kann, wird 
damit allein keineswegs behoben wer­
den. Die Ursachen dieses Mangels sind 

vielfältig; wir können ihnen nur teilweise 
entgegenwirken. Die Anhebung der festen 
Gebühren, welche die erste derartige Erhö­
hung seit vielen Jahren darstellt, ist jedoch 
ein wichtiger erster Schritt.

Viele von uns arbeiten, jeweils im eigenen 
Bereich, unermüdlich an der Aufrecht­
erhaltung eines hohen rechtsstaatlichen 
Standards und der ständigen Verbesserung 
unserer Arbeitssituation. Richten wir unser 
Augenmerk also nun auf jene Aspekte der 
positiven Veränderung, die bereits erreicht 
wurden und die für die nahe Zukunft in 
Arbeit sind, und arbeiten wir an diesen mit.

Mag.a Maria Nazari-Montazer  
ist Richterin am ASG Wien 
und dritte Vizepräsidentin der 
Vereinigung der österreichischen 
Richterinnen und Richter.
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Der österreichweite 
Mangel an tatsäch­
lich zur Erstellung von 
Gutachten bereiten 
medizinischen Sach­
verständigen, vor 
allem in jenen Berei­
chen, in denen nur 
nach Tarif verzeichnet 
werden kann, wird da­
mit allein keineswegs 
behoben werden. Die 
Ursachen dieses Man­
gels sind vielfältig; 
wir können ihnen nur 
teilweise entgegen­
wirken. Die Anhebung 
der festen Gebühren, 
welche die erste der­
artige Erhöhung seit 
vielen Jahren darstellt, 
ist jedoch ein wich­
tiger erster Schritt.
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Vor dem Hintergrund der monatelangen 
(und immer noch andauernden) Nichtbe­
setzung der Leitung des größten Gerichts 
Österreichs, des Bundesverwaltungsge­
richts, möchte ich die Praktikabilität und 
Effizienz der Besetzungsregelungen des 
RStDG lobend hervorheben. Auch und 
gerade für die Besetzung von Führungs­
positionen in der ordentlichen Gerichts­
barkeit hat sich die Einbindung der rich­
terlichen Selbstverwaltung in Form der 
Personalsenate seit langem bewährt. 
Auch der „neue“ Personalsenat für die 
Besetzung von Präsident:in und Vizeprä­
sident:in des Obersten Gerichtshofs war 
bereits in Aktion. Gemeinsam mit der in 
§ 33a RStDG vorgesehenen Einholung 
ergänzender Stellungnahmen liegt aus 
standespolitischer Sicht ein System vor, 
das eine hohe Gewähr für gute, sachlich 
begründete Besetzungsentscheidungen 
bietet und für Transparenz sorgt. Politi­
sche Einflussnahmen sind dadurch deut­
lich erschwert.

Diesen hohen Maßstab an Objektivität und 
Nachvollziehbarkeit bei der Besetzung von 
Führungspositionen wünschen wir uns im 
Sinne der Rechtsstaatlichkeit auch für alle 
Verwaltungsgerichte in Österreich. Bereits 
die im Juli 1998 im Rahmen des Europarats 
beschlossene Charta über das Richtersta­
tut sieht in Artikel 1.3. Folgendes vor:

1.3. Für jede Entscheidung über die Aus­
wahl, die Einstellung, die Ernennung, die 
Beförderung oder die Dienstenthebung 
eines Richters oder einer Richterin sieht 
das Statut die Beteiligung einer von 
der Exekutive und Legislative unab­
hängigen Instanz vor, der wenigstens 
zur Hälfte Richterinnen oder Richter 
angehören, die aus der Richterschaft 
nach einem möglichst repräsentativen 
Wahlmodus gewählt werden.

In diesem Zusammenhang darf ich den für 
die nächste Ausgabe der Richterzeitung 
geplanten Artikel über die Ernennungsver­
fahren der Präsidentinnen und Präsidenten 
der Landesverwaltungsgerichte ankündi­
gen. Die Autorin beschreibt darin die 
unterschiedlichen landesrechtlichen Rege­
lungen im Abgleich mit den europäischen 
Standards.

Die vom OLG Linz neu gestartete Veran­
staltungsreihe „Justiz: Zukunft jetzt!“ 
haben wir zum Anlass genommen, das 
Ihnen vorliegende Sonderheft herauszu­
geben. Die Fragen, die sich im Zusam­
menhang mit Anwendungen künstli­
cher Intelligenz stellen und Aspekte, die 
bei KI-basierten Assistenzsystemen im 
Bereich der Justiz besonders zu beachten 
sein werden, können am besten interdiszi­
plinär untersucht werden.

Ich wünsche Ihnen und uns, dass wir  
– trotz wahrscheinlich schwieriger Zeiten – 
viele der standespolitischen Neujahrsvor­
sätze im heurigen Jahr voranbringen und 
noch viele Verbesserungen erreichen.

Maria Nazari-Montazer
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Die neue Veranstal­
tungsreihe „Justiz: 
Zukunft jetzt!“ haben 
wir zum Anlass ge­
nommen, das Ihnen 
vorliegende Sonder­
heft herauszugeben. 
Die Fragen, die sich im 
Zusammenhang mit 
Anwendungen künst­
licher Intelligenz stel­
len und Aspekte, die 
bei KI-basierten Assis­
tenzsystemen im Be­
reich der Justiz beson­
ders zu beachten sein 
werden, können am 
besten interdisziplinär 
untersucht werden.


